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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über den Finanzausgleich unter den Ländern 
in den Rechnungsjahren 1951 und 1952 

— Nr. 3169 der Drucksachen — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

§5 

Steuereinnahmen der Länder 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes (§ 4) 
gelten seine kassenmäßigen Einnahmen aus 
den in § 3 Absatz 1 Satz 2 bezeichneten 
Steuern in dem Ausgleichsjahr. 

(2) Den kassenmäßigen Einnahmen eines 

Landes sind die Beträge zuzusetzen, die das 
Land In dem Ausgleidisjahr nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Steuerberech- 
tigung und die Zerlegung bei der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer (Zer- 
legungsgesetz) vom 1952 (Bun- 

desgesetzbl. IS...) von einem anderen Land 
erhalten hat. Von den kassenmäßigen Ein- 
nahmen eines Landes sind abzusetzen: 

1. die Beträge, die das Land in dem Aus- 
gleichsjahr nach den Vorschriften des 
Zerlegungsgesetzes an ein anderes Land 
abgeführt hat, 

2. die Beträge, die der Bund von der Ein- 
kommensteuer und von der Körperschaft- 
steuer in dem Ausgleichsjahr in Anspruch 
nimmt. 

§6 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- 
den eines Landes (§ 4) gelten die Grund- 
beträge der Grundsteuer und der Gewerbe- 
steuer (ohne Lohnsummensteuer) mit fol- 
genden Ansätzen; 

1. Grundbeträge der 
Grundsteuer von den 
land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieben 
mit 150 vom Hundert, 
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s ^ 

Steuereinnahmen der Länder 
(1) unverändert 


(2) Den kassenmäßigen Einnahmen eines 
Landes sind die Beträge zuzusetzen, die das 
Land in dem Ausgleichsjahr nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Steuerberech- 
tigung und die Zerlegung bei der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftstcuer (Zer- 
legungsgesetz vom 29. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 225) von einem anderen Land 
erhalten hat. Von den kassenmäßigen Ein- 
nahmen eines Landes sind abzusetzen: 

1. die Beträge, die das Land in dem Aus- 
gleichsjahr nach den Vorschriften des 
Zerlegungsgesetzes an ein anderes Land 
abgeführt hat, 

2. die Beträge, die der Bund von der Ein- 
kommensteuer und von der Körperschaft- 
steuer in dem Ausgleichsjahr in Anspruch 
nimmt. 

s ^ 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(1) unverändert 
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2. Grundbeträge der 
Grundsteuer von 
Grundstücken in Ge- 
meinden bis 2000 Ein- ^ 

wohner mit 150 vom Hundert, 

in Gemeinden über 

2000 bis 5000 Einwoh- 
ner mit 160 vom Hundert, 

in Gemeinden über 

5000 bis 20 000 Ein- 
wohner mit 180 vom Hundert, 

in Gemeinden über 

20 000 bis 100 000 Ein- 
wohner mit 220 vom Hundert, 

in Gemeinden über 

100 000 Einwohner mit 240 vom Hundert, 

3. Grundbeträge der Ge- 
werbesteuer vom Er- 
trag und Kapital mit 265 vom Hundert. 

Die Im Gewerbesteuerausgleich zwischen 
Wohngemeinden und Betriebsgenieinden ver- 
schiedener Länder gezahlten Ausgleichzu- 
schüsse sind den Realsteuereinnahmen des 
Landes (Satz 1), in dem die Wohngemelnden 
belegen sind, zuzusetzen und von den Real- 
steuereinnahmen des Landes (Satz 1), in dem 
die Betriebsgemeinden belegen sind, abzu- 
setzen. Maßgebend sind die Ausgleich- 
zuschüsse, die in dem Rechnungsjahr gezahlt 
worden sind, das dem Ausgleichsjahr vor- 
ausgeht, 

(2) Als Grundbetrag (Absatz 1) gilt das 
x\ufkommen in dem Rechnungsjahr, das dem 
Ausgleichsjahr vorausgeht, geteilt durch die 
in diesem Rechnungsjahr in Geltung gewe- 
senen Hebesätze. Maßgebend sind die vom 
Statistischen Bundesamt festgestellten Ergeb- 
nisse der Genieindefinanzstatlstik. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch eine mit Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassende Rechtsverordnung 
Ungleichheiten zu beseitigen, die sldi aus 
einer unterschiedlichen Einheitsbewertung 
des Grundbesitzes im Bundesgebiet ergeben. 


§ 9 

Kriegszerstörungslasten 

(1) Die Kriegszerstörungslasten (§ 7 Nr. 2) 
werden mit einem Rechnungsbetrag von 
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(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch eine mit Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassende Rechtsverordnung 
Ungleichheiten zu beseitigen, die sich aus 
einer unterschiedlichen Elnheitsbcwcrtung 
des Grundbesitzes im Bundesgebiet und aus 
dem Wegfall der Steuerbefreiung des Neu- 
hausbesitzes in Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern ergeben. 

§ 9 

Kriegszerstörungslasten 
(1) unverändert 
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300 000 000 DM angesetzt. Der Rechnungs- 
anteil des einzelnen Landes wird auf der 
Grundlage des Einnahmeausfalls an Grund- 
steuer errechnet, den seine Gemeinden in 
dem Rechnungsjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht, gegenüber dem Aufkommen an 
Grundsteuer im Rechnungsjahr 1942 erlitten 
haben (Kriegszerstörungsgrad). Hierbei ist 
der Ausfall an Grundsteuer der Grundstücke 
in den Gemeinden über 10 000 Einwohner 
zugrunde zu legen, der sich bei einem Hebc- 
satz von 100 vom Hundert ergibt. In den 
Ländern Nordrhein-Westfalen und Rhein- 
land-Pfalz wird der nach einem Hebesatz 
von 100 vom Hundert berechnete Ausfall an 
Grundsteuer der Grundstücke und außerdem 
mit drei Vierteln der nach einem Hebesatz 
von 100 vom Hundert berechnete Ausfall 
an Grundsteuer der land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe in den Gemeinden 
unter 10 000 Einwohner des Erdkampfgebie- 
tes hinzugerechnet. 

(2) Für das Rechnungsjahr 1951 entfallen 
hiernach auf die Länder die folgenden Rech- 
nungsanteile: 


Baden 2 338 000 DM 

Bayern 33 888 000 „ 

Bremen 13 238 000 

Hamburg 39 944 000 „ 

Hessen 21 399 000 „ 

Niedersachsen 21 612 000 „ 

Nordrhein-Westfalen 107 010 000 

Rheinland-Pfalz 23 119 000 „ 

Schleswig-Holstein 5 122 000 „ 

Württemberg-Baden 29 827 000 

Württemberg-Hohenzollern 2 503 000 

Für das Rechnungsjahr 1952 ändern sich diese 
Rechnungsanteile nach Maßgabe der vom Sta- 
tistischen Bundesamt festgestellten Mehr- 
oder Mindereinnahmen an Grundsteuer im 
Rechnungsjahr 1951 gegenüber den Ein- 
nahmen an Grundsteuer im Rechnungsjahr 
1950. Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die sich hieraus ergebenden 
Rechnungsanteile der Länder für das Rech- 
nungsjahr 1952 durch eine mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassende Rechtsverord- 
nung festzusetzen. 


(3) Die Bestimmung des § 6 Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

§ 10 

Mittelbare Flüchtlingslasten 
(1) Die mittelbaren Flüchtlingslasten (§ 7 
Nr. 3) werden mit einem Rechnungsbetrag 
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(2) Für das Rechnungsjahr 1951 entfallen 
hiernadi auf die Länder die folgenden Rech- 
nungsanteile: 


2 353 000 DM 
34 107 000 „ 

13 324 000 „ 

40 203 000 „ 

21 537 000 „ 

21 751 000 „ 

107 702 000 „ 

21 329 000 „ 

5 155 000 „ 

30 020 000 „ 

2 519 000 „ 


Baden 
Bayern 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 

Niedersachsen 
Nordrhein-W estfalen 
Rheinland-Pfalz 
Schleswig-Holstein 
Württemberg-Baden 
Württemberg-Hohenzollern 
Für das Rechnungsjahr 1952 ändern sich diese 
Rechnungsanteile nach Maßgabe der vom Sta- 
tistischen Bundesamt festgestellten Mehr- 
oder Mindereinnahmen an Grundsteuer im 
Rechnungsjahr 1951 gegenüber den Ein- 
nahmen an Grundsteuer im Rechnungsjahr 
1950. Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die sich hieraus ergebenden 
Rechnungsanteile der Länder für das Rech- 
nungsjahr 1952 durch eine mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassende Rechtsverord- 
nung festzusetzen. 

(3) unverändert 


§ 10 

Mittelbare Flüchtlingslasten 
(1) unverändert 
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von 300 000 000 DM angesetzt. Der Rech- 
nungsanteil des einzelnen Landes wird auf 
der Grundlage der Zahl der in seinem Ge- 
biet am Stichtag wohnhaften Heimatvertrie- 
benen und aus Berlin und der sowjetischen 
Besatzungszone Zugewanderten errechnet. 
Stichtag ist der 30. September des Ausgleichs- 
, jahres. 

(2) Für das Rechnungsjahr 1951 entfallen 
hiernach auf die Länder die folgenden Rech- 
nungsanteile: 


Baden 

4 

843 

000 

DM 

Bayern 

65 

733 

000 

yj 

Bremen 

2 

423 

000 


Hamburg 

6 

426 

000 

„ 

Hessen 

28 

493 

000 


Lindau 


340 

000 

„ 

Niedersachsen 

67 

293 

000 

yy 

Nordrhein- W estf alen 

59 

215 

000 

yy 

Rheinland-Pfalz 

8 

068 

000 

„ 

Schleswig-Holstein 

28 

306 

000 

yy 

Württemberg-Baden 

24 

112 

000 

yy 

Württemberg-Hohenzollc 

rn 4 

748 

000 


Für das Rechnungsjahr 

1952 

ändern 

sich 


diese Rcchnungsanteile nach Maßgabe der 
vom Statistischen Bundesamt festgcstellten 
Zunahme oder Abnahme der Zahl der Hel- 
matvertriebenen und Zugewanderten gegen- 
über der für 1951 festgestellten Zahl. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, die sich hieraus ergebenden Rechnungs- 
anteile der Länder für das Rechnungsjahr 
1952 durch eine mit Zustimmung des Bun- 
desrates zu erlassende Rechtsverordnung fest- 
zusetzen. 

§ 16 

Einwohnerzahl 

Zur Errechnung der Ausgleichsmeßzahl 
wird von den Einwohnerzahlen (Wohnbevöl- 
kerung) ausgegangen, die das Statistische 
Bundesamt am 3 1. März 1 9 5 2 festge- 
stcllt hat. Die Einwohnerzahlen der Gemein- 
den eines Landes werden mit den folgenden 
Ansätzen je Einwohner gewertet: 


die ersten 5 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 100 vom Hundert, 
die weiteren 15 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 1 15 vom Hundert, 
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(2) Für das Rechnungsjahr 1951 entfallen 


hiernach auf die Länder die folgenden Redi- 
nungsanteile: 

Baden 

4 894 000 DM 

Bayern 

65 702 000 


Bremen 

2 439 000 


Hamburg 

6 498 000 

7? 

Hessen 

28 493 000 


Lindau 

340 000 


Niedersachsen 

66 838 000 


Nordrhein-Westfalen 

59 532 000 


Rheinland-Pfalz 

8 169 000 

75 

Schleswig-Holstein 

28 088 000 

57 

W ü r 1 1 e mb e r g-B ade n 

24 214 000 


Württcmberg-Hohcnzollern 

4 793 000 

57 


Für das Rechnungsjahr 1952 ändern sich 
diese Rechnungsanteile nach Maßgabe der 
vom Statistischen Bundesamt festgestellten 
Zunahme oder Abnahme der Zahl der Hci- 
matvert rieben en und Zugewanderten gegen- 
über der für 1951 festgestcllten Zahl. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, die sich hieraus ergebenden Rechnungs- 
anteile der Länder für das Rechnungsjahr 
1952 durch eine mit Zustimmung des Bun- 
desrates zu erlassende Rechtsverordnung fest- 
zusetzen. 

§ 16 

Einwohnerzahl 

Zur Errechnung der Ausgleichsmeßzahlen 
wird von den Einwohnerzahlen (Wohnbe- 
völkerung) ausgegangen, die das Statistische 
Bundesamt für das Rechnungsjahr 1951 am 
31. Dezember 1951 und für das Rechnungs- 
jahr 1952 an einem vom Bundesminister der 
Finanzen zu bestimmenden Stichtag festge- 
stellt hat. 

Die Einwohnerzahlen der Gemeinden eines 
Landes werden mit den folgenden Ansätzen 
je Einwohner gewertet: 

die ersten 5 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 100 vom Hundert, 
die weiteren 15 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 1 15 vom Hundert, 
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die weiteren 80 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 125 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 135 vom Hundert, 
die weiteren 500 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 150 vom Hundert, 
die weiteren Einwohner 

einer Gemeinde mit 160 vom Hundert. 
Die hiernach errechneten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Vomhundertsatz so weit 
ermäßigt, daß sich die Summe der wirklichen 
Einwohnerzahlen des Bundesgebietes ergibt 
(veredelte Einwohnerzahlen). 

§20 

Sonderzuweisungsanteil 
des Landes Baden 
Das Land Baden erhält für die Rech- 
nungsjahre 1951 und 1952 zur 
Milderung der Notlage der Stadt Kehl einen 
Sonderzuweisungsantell von j e 2 000 000 DM. 


§21 

Vorbehalt für die Hansestädte 

(1) Die Aufbringungsanteile der Hanse- 
städte (§ 17) werden herabgesetzt, wenn der 
auf den Einwohner einer Hansestadt ent- 
fallende Betrag der Landessteuereinnahmen 
(§ 5 Absatz 1) und der Realsteuereinnahmen 
im Ausgleichsjahr nach Absetzung des nach 
^ 17 errechneten Aufbringungsanteils und 
des für die Hafenlasten angesetzten Rech- 
nungsanteils (§ 14) kleiner ist als der nach 
Absatz 2 zu errechnende Vergleichsbetrag. 

(2) Der Vergleichsbetrag wird je Einwoh- 
ner errechnet aus der Summe 

1. der Realsteuereinnahmen In Köln und 
Stuttgart im Ausgleichsjahr, 

2. der Landessteuereinnahmen (§ 5 Absatz 1) 
abzüglich der Aufbringungsanteile (§ 17) 
in Nordrhein-Westfalen und Württem- 
berg-Baden im Ausgleichsjahr. 

(3) Die Höhe der Herabsetzung des Auf- 
bringungsanteils einer Hansestadt ergibt sich 
aus dem mit der Bevölkerungszahl verviel- 
fachten Unterschiedsbetrag. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen stellt 
den Betrag, um den die Aufbringungsanteile 
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die weiteren 80 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 125 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 135 vom Hundert, 
die weiteren 500 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 150 vom Hundert, 
die weiteren Einwohner 

einer Gemeinde mit 160 vom Hundert. 
Die hiernach errechneten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Vomhundertsatz so weit 
ermäßigt, daß sich die Summe der wirklichen 
Einwohnerzahlen des Bundesgebietes ergibt 
(veredelte Einwohnerzahlen). 

§ 20 

Sonderzuweisungsanteil für die Stadt Kehl 

(1) Für das Rechnungsjahr 1951 erhält das 
Land Baden zur Milderung der Notlage der 
Stadt Kehl einen Sonderzuwclsungsanteil von 
2 000 000 DM. 

(2) Für das Rechnungsjahr 1952 steht der 
Sonderzuweisungsanteil (Absatz 1) in gleicher 
Höhe dem Land Baden-Württemberg zu. 

§ 21 

Vorbehalt für die Hansestädte 

(1) unverändert 


(2) der Vergleichsbetrag wird je Einwoh- 
ner errechnet aus der Summe 

1. der Realsteuereinnahmen in Köln und 
Stuttgart im Ausgleichsjahr, 

2. der Landessteuereinnahmen (§ 5 Absatz 1) 
abzüglich der Aufbringungsanteile (§ 17) 
in Nordrhein- Westfalen und in dem bis- 
herigen Land Württemberg-Baden Im Aus- 
gleichsjahr. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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der Hansestädte und die Ausgleichsmasse 
(§ 3) herabzusetzen sind, durch eine mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung fest. 


§ 22 


Vorauszahlungen im Rechnungsjahr 1951 

(1) Die ausgleichspflichtigen Länder sind 
verpflicluet, im Rechnungsjahr 1951 Voraus- 
zahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen 
betragen; 


Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Lindau 

N or drhein- W estf alen 
Württemberg-Baden 


1 000 000 DM 
29 500 000 DM 
16 500 000 DM 
500 000 DM 
84 000 000 DM 
31 500 000 DM 


(2) Die Vorauszahlungen an die aus- 
gleidisberechtigten Länder betragen im Rech- 
nungsjahr 1951 


15 000 000 
27 000 000 
21 000 000 
100 000 000 
Ersten Verordnung 
Gesetzes über den 


DM 

DM 

DM 

DM 


Bayern 
Niedersachsen 
Rheinland-Pfalz 
Schleswig-Holstein 
(3) Die nach § 6 der 
zur Durchführung des 
Finanzausgleidi unter den Ländern im Recli- 
nungsjahr 1950 vom 26. Juni 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 408) vorläufig geleisteten und 
empfangenen Zahlungen werden mit den nach 
den Absätzen 1 und 2 zu leistenden und zu 
empfangenden Vorauszahlungen verrechnet. 
Die sicli hiernach für die ausgleichspflichtigen 
Länder ergebenden Restvorauszahlungen 
sind bis zum 15. März 1 952 in 
gleichen, jeweils am 15. eines 
Monats fälligen Teilbeträgen 
zu leisten. 


§ 28 

Baden, Württemberg-Baden, Württemberg- 
Hohenzollern 

Im Rechnungsjahr 1952 werden die 
Steuereinnahmen (§§ 5 und 6) und die Aus- 
gleichslasten (§ 7) der derzeitigen Län- 
der Baden, Württemberg-Baden und Wür- 
ttemberg-Hohenzollern bei der Bemessung der 
Vorauszahlungen (§ 23 Absatz 3) und der 
Beiträge und Zuschüsse (§ 24) zusammen- 
gezählt. 
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§ 22 

Vorauszahlungen im Rechnungsjahr 1951 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die nadi § 6 der Ersten Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich unter den Ländern im Rech- 
nungsjahr 1950 vom 26. Juni 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 408) vorläufig geleisteten und 
empfangenen Zahlungen werden mit den nach 
den Absätzen 1 und 2 zu leistenden und zu 
empfangenen Vorauszahlungen verrechnet. 
Die sich hiernach für die ausgleichspflichtigen 
Länder ergebenden Restvorauszahlungen 
sind binnen zwei Wochen nach Verkündung 
dieses Gesetzes zu leisten. 


§ 28 

Baden, W ürttemberg-Baden, W ürttemberg- 
Hohenzollern 

(1) Im Redinungsjahr 1952 werden die 

Steuereinnahmen (§§ 5 und 6) und die Aus- 
gleichslasten (*§ 7) der bisherigen Länder 

Baden, Württemberg-Baden und Württem- 
bcrg-Ftohenzollern bei der Bemessung der 
Vorauszahlungen (§ 23 Absatz 3) und der 
Beiträge und Zuschüsse (§ 24) zusammen- 
gezählt. 

(2) Im Rechnungsjahr 1952 sind die monat- 
lichen Vorauszahlungen des Landes Baden- 
Württemberg in Höhe eines Zwölftels des in 
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§ 29 

Kreditermächtigung für den Bundesminister 
der Finanzen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Durchführung der Vor- 
schrift des § 30 bis zu 250 000 000 DM im 
Wege des Kredits zu beschaffen. Dieser 
Kredit muß jährlich mit mindestens einem 
Fünftel getilgt werden, erstmals am 
3 1. März 1 9 5 3. 

(2) Einen Teilbetrag von 150 000 000 DM 
beschafft der Bundesminister der Finan- 
zen durch Begebung von unverzinslichen 
Schatzanweisungen des Bundes bei den Län- 
dern. Diese unverzinslichen Schatzanweisun- 
gen werden zu dem für unverzinsliche 
Schatzanweisungen des Bundes mit gleicher 
Laufzeit jeweils geltenden Diskontsatz ab- 
gerechnet. 


§ 30 


Ausgleichsleistungen an die Länder 
(1) Um die haushaltsmäßig nocli nidit 
endgültig gedeckte Überlastung einzelner 
Länder mit Kriegsfolge- und Sozialaufwen- 
dungen der Rechnungsjahre 1948 und 1949 
einmalig und abschließend auszugleichen 
und diesen Ländern die Tilgung kurzfristiger 
Verbindlichkeiten aus jener Zeit zu ermög- 
lichen, weist der Bundesminister der Finanzen 
den im Wege des Kredits beschafften Betrag 
{§ 29) unverzüglich den folgenden Ländern 
m dem nachstehenden Verhältnis zu: 


Baden 

Bayern 

Hessen 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Württemberg- 

Hohenzollern 


6,0 vom Hundert 

26,4 vom Hundert 
21,2 vom Hundert 

26,4 vom Hundert 

6.0 vom Hundert 

12,0 vom Hundert 

2.0 vom Hundert 


(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
den Ländern den auf sie entfallenden Betrag 
bis zu 100 000 000 DM auch in der Form 
gewähren, daß er den Gläubigern kurz- 
fristiger Verbindlichkeiten dieser Länder 
mit Zustimmung der Gläubiger Schatzan- 
weisungen des Bundes unmittelbar an 
Zahlungs Statt aushändigt. 
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§ 22 Absatz 1 für das bisherige Land Würt- 
temberg-Baden festgesetzten Betrages zu ent- 
richten, soweit sie nicht nach § 23 Absatz 3 
anderweitig festgesetzt werden. 

§ 29 

Kreditermächtigung für den Bundesministcr 
der Finanzen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Durchführung der Vor- 
schrift des § 30 bis zu 250 000 000 DM im 
Wege des Kredits zu beschaffen. Dieser 
Kredit muß jährlich mit mindestens einem 
Fünftel getilgt werden. 

(2) unverändert 


§ 30 


Ausglcichslclstungen an die Länder 
(1) Um die haushaltsmäßig noch nicht 
endgültig gedeckte Überlastung einzelner 
Länder mit Kriegsfolge- und Sozialaufwen- 
dungen der Rechnungsjahre 1948 und 1949 
einmalig und abschließend auszugleichen 
und diesen Ländern die Tilgung kurzfristiger 
Verbindlichkeiten aus jener Zeit zu ermög- 
lichen, weist der Bundesminister der Finanzen 
den im Wege des Kredits beschafften Betrag 
(§ 29) unverzüglich den folgenden Ländern 
in dem nachstehenden Verhältnis zu; 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Hessen 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 


8.0 vom Hundert 

26,4 vom Hundert 
21,2 vom Hundert 

26,4 vom Hundert 

6.0 vom Hundert 

12,0 vom Hundert 


(2) unverändert 
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